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Bern, 28. November 2023 
 
 

Gegenvorschlag der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission zur «Berner Solar- 
Initiative» – Vernehmlassungsverfahren 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Handels- und Industrieverein des Kantons Bern (HIV) dankt Ihnen für die Möglichkeit der Stellung-
nahme zum Gegenvorschlag der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission zur «Berner 
Solar-Initiative» 
 
I. Ausgangslage 
 
Am 17. November 2021 wurde von der Grünen Partei und der GLP die «Berner Solar-Initiative» einge-
reicht. Sie verlangt, dass die Solarenergie im Kanton Bern (noch) rascher ausgebaut wird, und sieht zu 
diesem Zweck eine Änderung des Kantonalen Energiegesetzes (KEnG) vor. Der Regierungsrat stellte 
am 15. Dezember 2021 das Zustandekommen der Initiative fest und arbeitete einen Gegenvorschlag 
zur Initiative aus. Der Gegenvorschlag übernimmt zentrale Anliegen der Initiative, geht jedoch in ein-
zelnen Punkten etwas weniger weit. Am 3. Mai 2023 überwies der Regierungsrat die Initiative und 
seinen Gegenvorschlag zur Beratung an den Grossen Rat mit dem Antrag, die Initiative für gültig zu 
erklären, aber abzulehnen, und seinen Gegenvorschlag anzunehmen. Mit dem sogenannten «Energie-
Mantelerlass», der vom Bundesparlament in der vergangenen Herbstsession 2023 verabschiedet 
wurde (derzeit läuft die Referendumsfrist), hat sich die Ausgangslage im Regelungsbereich der «Ber-
ner Solar-Initiative» leicht verändert. Angeblich aus diesem Grund hat die Bau-, Energie-, Verkehrs- 
und Raumplanungskommission (BaK) des Grossen Rates einen eigenen Gegenvorschlag zur «Berner 
Solar-Initiative» ausgearbeitet. Der Gegenvorschlag der BaK übernimmt allerdings in wesentlichen 
Teilen den Gegenvorschlag des Regierungsrates und geht teilweise punkto Eigentumseingriffe noch 
weiten. 
 
II. Stellungnahme 

i. Zur Frage des Handlungsbedarfes 
 
Zunächst halten wir fest, dass aus unserer Sicht gesetzgeberisch kein Handlungsbedarf besteht. We-
der Regierungsrat noch der Grosse Rat würden heute eine Gesetzesrevision anstossen, wenn nicht 
zufolge der Initiative der Grünen und der GLP das Thema auf den Tisch gekommen wäre. Die letzte 
Revisionsvorlage des KEnG ist erst vor kurzem, nämlich am 1. Januar 2023, in Kraft getreten! Damit 
besteht auch im Kanton Bern ein zeitgemässes Energiegesetz. Der Grundsatz der Rechtsbeständig-
keit, welchem in einem verlässlichen Gemeinwesen gegenüber seinen Bürgerinnen und Bürgern und 
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der Wirtschaft hohe Bedeutung zuzumessen ist, gebietet es geradezu, nicht innert derart kurzer Frist 
erneut die Spielregeln zu ändern. Dies umso weniger, als das neue KEnG inhaltlich vollends genügt, 
indem es verlangt, dass neue Gebäude und Erweiterungen von bestehenden Gebäuden so gebaut 
und ausgerüstet werden müssen, dass die gewichtete Gesamtenergieeffizienz (gGEE) für Heizung, 
Warmwasser, Lüftung, Klimatisierung, Beleuchtung, Geräte und Gebäudetechnik abzüglich Eigen-
energieproduktion «möglichst nahe bei null» ist, und dass bei bestehenden Gebäuden aus Anlass 
des Ersatz des Heizungssystems (bzw. sogar des Brenners) eine der so genannten Standardlösungen 
zu tragen kommen muss. Auch der nun beschlossene Mantelerlass auf Bundesebene verlangt kein 
zusätzliches Handeln des Kantons, weil dessen Art. 45a EnG betr. Solardachpflicht bei Neubauten ab 
300m2 anrechenbarer Gebäudefläche bloss eine Verlängerung des bestehen Dringlichkeitsrechts 
(EnG 2022) ist, welches der Kanton Bern mit Art. 31a KEnV bereits anwendet. 
Der Regierungsrat hatte seinen Gegenvorschlag bloss deshalb präsentiert, weil er die Annahme der 
Solarinitiative durch das Volk befürchtete. Diese Befürchtung teilen wir nicht, weil die Initiative mit 
ihrem Art. 39 Bst. c Abs. 2, welcher verlangt, dass bestehende Bauten und Anlagen bis spätestens am 
1. Januar 2040 auch ohne irgendwelchen Auslöser mit Solaranlagen zu versehen sind, extrem weit 
geht und notabene mit der Eigentumsgarantie schlicht nicht vereinbar ist. 
Es sprechen allerdings nicht nur staatpolitische und grundrechtliche Argumente gegen ein erneutes 
Eingreifen des Gesetzgebers. Auch rein praktisch erweist sich das Vorhaben als nicht zielführend. 
Eine «Solar-Anbauschlacht» im Flachland ist mit Blick auf den Bedarf vorab nach Winterstrom, den 
nicht rechtzeitig realisierbaren Ausbaus der Strom-Netze, den auch in Zukunft bestehenden Fach-
kräftemangel sowie ganz einfach mit Rücksicht auf die beschränkten Investitionsmöglichkeiten der 
Hauseigentümer völlig unrealistisch.  
Der guten Ordnung halber sei an dieser Stelle ebenfalls erwähnt, dass die Erstellung von Solaranla-
gen bereits heute in grossem Ausmass erfolgt, ohne dass derart rigide Gesetzesvorschriften gelten. 
Sowohl unsere Industriebetriebe (z.B. im Rahmen von Massnahmen der ENAW) als auch die Hausei-
gentümer sorgen dafür, dass die jährliche Solarstromproduktion kontinuierlich stark steigt. Im Refe-
renzjahr beträgt sie 3’858 GWh (vgl. die nachstehende «Statistik Sonnenenergie» vom 13.07.2023 
des BFEs). 

 
 
Wir fordern daher, dass auf einen Gegenvorschlag verzichtet und die Initiative mit der Empfehlung 
auf Ablehnung dem Volk vorgelegt wird.  
 

ii. Grundsätzliches zum Gegenvorschlag der BaK 
 
Da es beim eigenen Gegenvorschlag der BaK darum geht, quasi eine vollständige, eigene Vorlage der 
Kommission bzw. später des Grossen Rates zu präsentieren bzw. diese gemäss Art. 137 Abs. 1 GPR 
als Ganzes gegenüberzustellen (siehe dazu auch das Gutachten Glaser vom 5. November 2023, Ziff. 
III, S. 3), ist die Darstellung in der Synopsis missverständlich. Es wird dort nur die Differenz zum Re-
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gierungsvorschlag dargestellt, anstatt eine gesamte Vorlage gegenüberzustellen. Im Vortrag wird al-
lerdings dahingehend präzisiert, dass auch die Vorschläge der Regierung integrierenden Bestandteil 
des BaK-Gegenvorschlages sind, soweit keine Differenz aufgezeigt wird. 
 
Eigentlich hätte man erwartet, dass die BaK nach ihrem Beschluss vom 29. Juni 2023 tatsächlich ei-
nen eigenständigen, womöglich milderen und sachgerechteren Gegenvorschlag präsentiert. Dies ist 
mit dem heutigen Entwurf nicht geschehen. Allerdings wäre es eben gar nicht so einfach gewesen, 
etwas Vernünftige/re/s vorzulegen, weil zum einen das bestehende KEnG bereits alles Notwendige 
regelt und andererseits der mit der Initiative vorgegebene, enge Themenbereich wegen des gefor-
derten Sachzusammenhangs eines Gegenvorschlages wenig Handlungsspielraum belässt.   
Der Entwurf der BaK lehnt sich denn auch stark an denjenigen der Regierung an, verschärft diesen 
jedoch noch. Dies indem bei Neubauten und bei bestehenden Bauten (letzteres ohne irgendeinen 
«Auslöser» innert einer 15-jährigen Frist) eine Parkierungsflächenregelung eingeführt wird, welche 
das Bundesparlament beim Mantelerlass aus Rücksicht auf die Eigentumsgarantie gestrichen hat.  
 
Etwas irritierend erscheinen verschiedene Aussagen im Vortrag, mit welchen Gesetzesregelungen 
aus der Sicht der BaK interpretiert und teilweise auch relativiert werden, als käme dem Vortrag 
ebenfalls rechtsetzender Charakter zu. So wird vielfach auf die Verordnungsstufe verwiesen und es 
wird dem Regierungsrat überbürdet, sachgerechte Lösungen zu finden, im Wissen darum, dass ein-
zelne Gesetzesbestimmungen ziemliche «Pferdefüsse» haben. Auch wird sehr oft auf die Möglich-
keit von Ausnahmebewilligungen verwiesen (so zum Beispiel, wenn der Netzausbau ob der schieren 
Menge von Anschlüssen stockt), ohne dass man sich Gewähr bietet, welchen bürokratischen Auf-
wand solche Ausnahmeverfahren nach sich ziehen. Abgesehen davon haben Ausnahmeregelungen 
nicht den Zweck, untaugliche Gesetzesvorschriften im Anwendungsfall zu korrigieren. 
 
III.  Zu den einzelnen Artikeln 
 

i. Zu Art. 39a (neu) Solarenergienutzung bei neuen auf Dauer angelegten Bauten 
 
Bemerkungen: 

• Welche Dächer genau als «geeignet» gelten und damit betroffen sind, soll der Regierungsrat of-
fenbar ebenso festlegen, wie den «Mindestumfang» oder die Frage der «Wirtschaftlichkeit», 
wobei mit den Anforderungen von «möglichst vollständig» ein (zu) enger Rahmen gesetzt wird. 
Damit hängt der Eigentumseingriff vollumfänglich von dessen Umschreibung in der Verordnung 
ab, was im Blick auf das Gesetzmässigkeitsprinzip ziemlich problematisch ist. 

• Die Wirtschaftlichkeit einer Solaranlage kann nur schwer im Zeitpunkt des Baubewilligungsver-
fahren beurteilt werden. Insbesondere mit Blick auf die stark schwankenden Einspeisevergütun-
gen im Falle, dass der Eigenverbrauch von Strom überschritten wird, bleibt die Zukunftsentwick-
lung unklar. Auch sind die Einspeisevergütungen je nach EVU heute sehr unterschiedlich, wes-
halb ein kantonaler Flickteppich hinsichtlich der Beurteilung Zumutbarkeit/Verhältnismässigkeit 
entstünde. Auch wenn der Mantelerlass eine gewisse Harmonisierung vorsieht, ist zu berück-
sichtigen, dass gleichzeitig eine gesetzliche Grundlage für ein «Peak-Shaving» der Einspeisung 
geschaffen wurde, welche Wirtschaftlichkeitsberechnungen wiederum erschwert (davon erfährt 
man im Vortrag leider nichts). Ein solches «Peak-Shaving» dürfte sich aus der Sicht der EVUs ge-
radezu aufdrängen, um eine Überlastung der Netze zu verhindern und auch um die Netze nicht 
auf Spitzenbelastungen dimensionieren zu müssen. 

• Die heute geltende Regelung der gGEE bei Neubauten genügt wie bereits erwähnt vollends. Mit 
der Funktion der Hauseigentümer als Kraftwerksbetreiber (über den Eigenverbrauch hinaus) zu 
Gunsten der Allgemeinheit würde jedoch eine positive Leistungspflicht geschaffen, welche den 
Hauseigentümern nicht zugemutet werden kann. Eine Anbauschlacht mit Solarpanelen ver-
gleichbar mit der Kartoffel-Anbauschlacht im 2. Weltkrieg rechtfertigt sich nach unserer Auffas-
sung nicht. 
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ii. Zu Art. 39b (neu) Anpassung bei bestehenden auf Dauer angelegten Bauten 

 
Bemerkungen: 

• Zunächst verweisen wir auf die Bemerkungen zu Art. 39a, welche umso mehr hinsichtlich Be-
standesbauten gelten müssen. 

• Die Vorschrift von Abs. 1 (die bereits im untauglichen Vorschlag der Regierung enthalten war), 
welche bei umfassenden Dacherneuerungen greifen soll, dürfte sich insofern als kontraproduktiv 
herausstellen, als vermehrt auf Sanierungen (z.B. Wärmeisolationen) aus Kostengründen ver-
zichtet wird. Daran änderte auch die sog. Zumutbarkeit nichts (wenn das Geld für eine Investi-
tion fehlt, ist unerheblich, ob diese objektiv zumutbar wäre). Es darf eben nicht vergessen wer-
den, dass die Bestückung von Dachflächen mit Solaranlagen sehr oft das Projekt einer notwendi-
gen Dachsanierung umfangmässig, verfahrensmässig und auch finanziell sprengt. Bei Solaranla-
gen - gerade bei Mehrfamilienhäusern - bedarf es neben der eigentlichen Dachsanierung einer 
Installation eines umfassenden, neuen Leitungssystems sowie allenfalls eines Umbaus der 
Warmwasseraufbereitung und/oder der Heizung sowie einer Erneuerung eines Hausanschlusses 
ans Stromnetz im Quartier. Dies erfordert teilweise langwierige Bewilligungsverfahren und 
würde eine notwendige Dachsanierung schlicht «ausbremsen». 

• Das nationale Parlament hat es im Rahmen des Mantelerlasses als mit dem Privateigentum nicht 
vereinbar klar abgelehnt, eine Regelung zu treffen, die in den Gebäudebestand eingreift. Eine 
solche «Solar-Anbauschlacht» im Flachland ist mit Blick auf den Bedarf vorab nach Winterstrom, 
den erforderlichen Ausbaus der Strom-Netze, den auch in Zukunft bestehenden Fachkräfteman-
gel sowie ganz einfach mit Rücksicht auf die Investitionsmöglichkeiten der Hauseigentümer völ-
lig unrealistisch.  

 
iii. Zu Art. 39c (neu) Solarenergie bei Fahrzeugabstellplätzen 

 
Bemerkungen: 

• Die Bestimmung beutet eine Verschärfung des Vorschlags der Regierung und nimmt Vorschrif-
ten auf, die das Bundesparlament im Mantelerlass gestrichen hat. Wir lehnen sie ab. 

• Betreffend Neubauten wird offensichtlich die Umsetzung von Punkt 1 der Motion Remund (Mo-
tion 053-2022) angestrebt, welche der Grosse Rat in der Wintersession 2022 als Motion über-
wiesen hatte. Der Regierungsrat stand der Einführung einer solchen Pflicht für Neubauten von 
grossen offenen Parkplatzanlagen und Parkdecks damals grundsätzlich positiv gegenüber. Aller-
dings führte er folgendes aus: «Es ist zu berücksichtigen, dass der Überdachung von grossen of-
fenen Parkplatzanlagen in vielen Fällen rechtliche Hindernisse (Vorgaben von Bund, Kanton und 
Gemeinden) entgegenstehen. Überdachungen von grösseren Parkplatzanlagen, welche bei-
spielsweise die Gemeindevorschriften zu Gebäudelänge, Grenz- und Gebäudeabständen und 
Ortsbildschutz sowie den Strassenabstand nicht einhalten, sind nicht bewilligungsfähig. Da Pho-
tovoltaikanlagen auf Parkplätzen meist tiefer liegen als die benachbarten Gebäude, ist zudem 
die Gefahr von Blendwirkungen (und damit ein Verstoss gegen die Umweltschutzgesetzgebung) 
grösser. Die Bauherrinnen und Bauherren von grösseren Parkplatzanlagen können daher nur zur 
Erstellung von Photovoltaikanlagen verpflichtet werden, wenn die Gemeindebauvorschriften 
und die übrigen anwendbaren Vorschriften dies zulassen.» Der Vorschlag der BaK lässt demge-
genüber eine Differenziertheit vermissen. Wir staunen schon etwas, wie die BaK im Vortrag zu-
nächst feststellt, «in gewissen Fällen sei ein Konfliktpotenzial auszumachen zwischen Gemeinde-
baureglementen und den Bestimmungen der Berner Solar-Initiative bzw. der Gegenvorschläge» 
um dann recht salopp die Gemeindeautonomie Beiseite zu schieben, indem quasi von oben 
herab dargelegt wird, «ein eigentlicher Rechtskonflikt zwischen einer im kantonalen Gesetz sta-
tuierten Solarpflicht und kommunalen Bauvorschriften sei nicht vorhanden, da die kantonalen 
Bestimmungen als übergeordnetes Recht den kommunalen Bestimmungen vorgingen». 
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• Eine Regelung betreffend Bestandesbauten hat der Grosse Rat mit der besagten Motion nicht 
gefordert, da er sie in diesem Punkt nur als Postulat überwiesen hat. So wie sie die BaK (als ab-
solute Sanierungspflicht) präsentiert, ist sie in mehrfacher Hinsicht unzulässig. Es gibt keinen 
«Auslöser», was bereits im Lichte der Besitzstandsgarantie (Eigentumsgarantie) nicht denkbar 
ist. Die Übergangsfrist von 15 Jahren macht die Sache diesbezüglich nicht wirklich besser. 

 
IV. Fazit 

 
Aus genannten Gründen fordert die Wirtschaft, dass auf einen Gegenvorschlag verzichtet und die 
Initiative mit der Empfehlung auf Ablehnung dem Volk vorgelegt wird.  
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Bemerkungen. 
 
Freundliche Grüsse 

Handels- und Industrieverein des Kantons Bern 

 

 

Adrian Haas, Dr. iur., Fürsprecher Jasmin Waldvogel, MLaw 

Direktor  Juristische Sekretärin 


